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ULVI HASANLI 

SEVINJ VAGIFGYZY 

NARGIZ ABSALAMOVA 

IMRAN ALIYEV UND WEITERE JOURNALIST*INNEN 

Vor der anstehenden Weltklimakonferenz verstärken die aserbaidschanischen Behörden ihre Repressionsmaßnahmen 

gegenüber der Zivilgesellschaft. So verlängerten sie die Untersuchungshaft gegen sechs Journalist*innen des 

investigativen Nachrichtenportals AbzasMedia und erhoben neue haltlose Anschuldigungen gegen sie. Die 

Journalist*innen befinden sich bereits seit über zehn Monaten in Haft. Zwei von ihnen sollen gefoltert und 

misshandelt worden sein, anderen wird die erforderliche medizinische Versorgung verweigert. 

Das harte Vorgehen gegen unabhängige Medien in Aserbaidschan verschärft sich weiter. Vor der anstehenden 

Weltklimakonferenz (COP29) sind mehr als ein Dutzend Journalist*innen weiter unter konstruierten Anklagen 

willkürlich inhaftiert.  

Dazu gehören sechs Journalist*innen des investigativen Nachrichtenportals AbzasMedia: der Direktor Ulvi Hasanli, 

sein Stellvertreter Mahammad Kekelov, die Chefredakteurin Sevinj Vagifgyzy, die Journalistinnen Elnara Gasimova 

und Nargiz Absalamova sowie der investigative Journalist Hafiz Babali. Sie wurden zwischen November 2023 und 

Januar 2024 willkürlich festgenommen und des Schmuggels von Fördergeldern im Rahmen einer Verschwörung 

beschuldigt. Im August 2024 erhob die Staatsanwaltschaft weitere falsche Anschuldigungen gegen sie: illegales 

Unternehmertum, Geldwäsche und Steuerhinterziehung. Gleichzeitig veröffentlichte AbzasMedia weiterhin kritische 

Beiträge. Im September 2024 verlängerte ein Gericht in Baku die Untersuchungshaft der sechs Journalist*innen. Im 

Falle einer Verurteilung drohen ihnen nun zwischen acht und zwölf Jahren Haft. Mit diesem Vorgehen sollen ihre 

kritischen Stimmen zum Schweigen gebracht werden. Alle sechs weisen die gegen sie erhobenenVorwürfe zurück. 

Am 24. Juli 20204 berichtete Ulvi Hasanli, dass er Drohungen von der Gefängnisverwaltung erhalten habe, 

nachdem er in einem Brief aus dem Gefängnis, der veröffentlicht wurde, geschildert hatte, dass „Gefangene 

gekreuzigt, geschlagen und in den Gängen an Stangen aufgehängt werden“. Sie seien auch anderen Formen von 

Folter und Misshandlung ausgesetzt. Das Schreiben kam kurz nachdem der Europäische Ausschuss zur Verhütung 

von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe am 3. Juli 2024 eine Erklärung 

veröffentlicht hatte, in der er seine extreme Besorgnis über Folter und andere Misshandlungen durch die Polizei zum 

Ausdruck brachte. Außerdem reichte sein Rechtsbeistand Beschwerde ein, da Ulvi Hasanli bei seiner Festnahme 

im November 2023 auf Kopf und Auge geschlagen worden war. Nach Angaben seiner Familie schlugen ihn auch 

Vollzugsbeamte, als sie ihn im September zu einer Gerichtsverhandlung brachten. Das hatte die Chefredakteurin 

Sevinj Vagifgyzy beobachtet. Der Journalist Hafiz Babali benötigt einen chirurgischen Eingriff und eine 

Behandlung, die er im Gefängnis nicht erhält.  

Auch bei weiteren inhaftierten Journalist*innen anderer unabhängiger Medien wie Toplum TV und Kanal 13 wurde 

die Untersuchungshaft willkürlich verlängert. Mehrere von ihnen haben gesundheitliche Probleme und erhalten nicht 

die erforderliche medizinische Versorgung, was an sich schon eine grausame, unmenschliche oder erniedrigende 

Behandlung oder Strafe sein kann. 



 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

AbzasMedia hatte über mutmaßliche korrupte Geschäfte von Unternehmen in Verbindung mit 

Regierungsbeamt*innen berichtet. Außerdem berichtete das Nachrichtenportal zum Thema Umweltverschmutzung. 

So ging es in einem Beitrag um gefährliche Gesundheitsrisiken im Zusammenhang mit der Goldmine Gedabek in der 

Nähe des Bezirks Soyudluin Gabaday in West-Aserbaidschan. Vor den Festnahmen soll Abzas Media weitere 

Untersuchungen zu Menschenrechtsverletzungen und zur Umweltverschmutzung im Zusammenhang mit der 

Goldmine geplant haben. 

Die sechs Mitarbeiter*innen der investigativen Nachrichtenagentur AbzasMedia sind nicht die einzigen, die unter 

falschen Anschuldigungen als Vergeltung für ihre Arbeit strafrechtlich verfolgt und inhaftiert werden. Der 

unabhängige Journalist Imran Aliyev, der beschuldigt wird, mit AbzasMedia zusammenzuarbeiten, wurde ebenfalls 

festgenommen und befindet sich in Untersuchungshaft. Zwischen November und Dezember 2023 verhängte ein 

Gericht in Baku Untersuchungshaft gegen Aziz Orujov, den Direktor des Online-Nachrichtensenders Kanal 13, und 

seinen Moderator Shamo Eminov. Ihnen wird ebenfalls der Schmuggel von Fördergeldern vorgeworfen. Mindestens 

drei weitere Journalist*innen, die über Korruption und Menschenrechtsfragen in Aserbaidschan berichten, wurden 

unter fragwürdigen Anschuldigungen festgenommen. Zu ihnen gehört auch Teymur Karimov, Journalist und Direktor 

des Online-Nachrichtenkanals Kanal-11. Am 6. März 2024 durchsuchte die Polizei die Räumlichkeiten eines der 

letzten verbliebenen unabhängigen Nachrichtenkanäle, Toplum TV, von dessen Partnerorganisation, dem Institut für 

demokratische Initiativen (IDI), sowie der Oppositionsgruppe Third Republic Platform, und nahm mehr als ein 

Dutzend Journalist*innen und Aktivist*innen fest. Zu den Festgenommenen gehören der Gründer von Toplum TV, 

Alasgar Mammadli, und der Journalist Mushfiq Jabbar, außerdem das Vorstandsmitglied von Third Republic 

Platform, Ruslan Izzatli, der IDI-Gründer Akif Gurbanov sowie die IDI-Aktivisten Ramil Babayev und Ali Zeynalov. 

SCHREIBEN SIE BITTE E-MAILS, FAXE ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Bitte sorgen Sie umgehend dafür, dass alle wegen ihrer kritischen Berichterstattung inhaftierten Journalist*innen 

unverzüglich freigelassen werden. 

▪ Sorgen Sie bitte außerdem für eine wirksame Untersuchung aller Vorwürfe wegen grausamer, unmenschlicher 

oder erniedrigender Behandlung und erfundener Anschuldigungen. Stellen Sie sicher, dass alle Personen, die 

verdächtigt werden, diese und andere Menschenrechtsverletzungen begangen, in Auftrag gegeben oder geduldet 

zu haben, in fairen Verfahren vor Gericht gestellt werden. 

▪ Setzen Sie der Einschränkung der Medienfreiheit und der Unterdrückung von kritischen Stimmen sofort ein Ende. 

ACHTUNG! Bitte prüfen Sie auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle Informationen und Hinweise“, ob 
die Briefzustellung in das Zielland ungehindert möglich ist. Falls nicht, senden Sie Ihre Appellschreiben bitte auf 
elektronischem Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die Botschaft des Ziellandes in Deutschland 
geschickt werden. 

 

APPELLE AN 

STAATSPRÄSIDENT 
Ilham Aliyev 
President of Azerbaijan 
19 Istiqlaliyyat Street, Baku AZ1066, ASERBAIDSCHAN 
(Anrede: Dear President/ Sehr geehrter Herr Präsident) 
E-Mail: office@pa.gov.az 

KOPIEN AN 

BOTSCHAFT DER REPUBLIK ASERBAIDSCHAN  

S.E. Herrn Nasimi Aghayev 
Hubertusallee 43, 14193 Berlin 
Fax: 030-219 161 52 
E-Mail: berlin@mission.mfa.gov.az 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Aseri, Englisch, Russisch oder auf 

Deutsch. Da Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 

30. Dezember 2024 keine Appelle mehr zu verschicken. 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ I urge you to take steps to ensure an immediate release of all journalists arrested in retaliation for their critical 
reporting.  

▪ Please also ensure an effective investigation of all allegations of cruel, inhuman or degrading treatment, and of 
fabrication of charges, and ensure that all those suspected of perpetrating, commissioning or condoning these 
and other human rights violations are brought to justice in fair trial proceedings. 

▪ The clampdown on media and other independent voices in Azerbaijan must stop immediately. 

mailto:berlin@mission.mfa.gov.az


 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN - FORTSETZUNG 

In den vergangenen Jahren hat Aserbaidschan restriktive Gesetzesänderungen zur Regulierung der Arbeit von Medien 

und Nichtregierungsorganisationen verabschiedet, um den Boden für rechtliche Schritte und Strafverfolgung zu 

bereiten. Mit dem im Jahr 2022 verabschiedeten neuen Mediengesetz wurden willkürliche Hürden für die 

Registrierung und Finanzierung von Medienorganisationen geschaffen. Den meisten kritischen Medien und 

Journalist*innen wird die Registrierung aus willkürlichen Gründen verweigert. Dadurch sind sie gezwungen, ihre 

Tätigkeit einzustellen oder sich der Gefahr der strafrechtlichen Verfolgung auszusetzen, weil sie ihre Arbeit 

fortsetzen oder Fördergelder aus dem Ausland entgegennehmen. 

Vom 11. bis 22. November 2024 ist Aserbaidschan Gastgeber der 29. Konferenz der Vertragsparteien des 
Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (COP29). Seit dies bekannt wurde, 
schränken die Behörden die Rechte auf Meinungs-, Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit immer drastischer ein. 
Mehrere prominente Regierungskritiker*innen wurden unter politisch motivierten Anschuldigungen inhaftiert oder 
ins Exil gezwungen - ein erschütterndes Echo früherer, von Amnesty International dokumentierter 
Repressionsmaßnahmen im Zusammenhang mit anderen internationalen Großveranstaltungen in Aserbaidschan. 


